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Zoff zwischen Bolivien und Argentinien
Interimspräsidentin Áñez bezichtigt Buenos Aires der Einmischung
Jeanine Áñez Chávez griff die argentinische Regierung scharf an. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/mc) - Zwischen Argentinien und Bolivien stimmt derzeit die Chemie überhaupt nicht. Jeanine Áñez Chávez, die Übergangspräsidentin des Nachbarlands, griff am Mittwoch während der virtuell abgehalten UNO-Generalversammlung die argentinische Regierung in rüder Form an.
Áñez bezichtigte Argentinien der Einmischung in innere Angelegenheiten Boliviens. Zudem unterstellte sie, dass die Fernández-Regierung eine „gewaltsame Verschwörung“ des bolivianischen Ex-Präsidenten Evo Morales gegen die bolivianische Demokratie decke. Letzterer befindet sich derzeit im Exil in Buenos Aires. In seinem Heimatland laufen mehrere Prozesse gegen Morales, den Áñez in ihrer Rede als „Ex-Diktator“ bezeichnete. Die bolivianische Übergangspräsidentin beklagte eine „systematische Hetze“, die die argentinische Regierung gegen ihre Person betreibe.
„Möge der Kirchner-Populismus wissen, dass die bolivianische Nation nicht das Privateigentum einer bestimmten Kaste ist. Die bolivianische Demokratie und das bolivianische Volk muss man respektieren“, so Áñez, die sich im November vorigen Jahres nach Morales‘ Rücktritt zur Präsidentin pro tempore bis zum Abschluss von Neuwahlen erklärt hatte.
Die Antwort des argentinischen Außenministeriums fiel ebenfalls scharf aus. Man bedauere Áñez‘ Auslassungen vor den Vereinten Nationen, mit denen sie die argentinische Regierung in innere bolivianische Angelegenheiten hineinziehe. Man hoffe, dass Frau Áñez stattdessen „ihre Energien in die Durchführung freier und transparenter Präsidentschaftswahlen am 18. Oktober konzentriere“, hieß es in einer Pressemitteilung des argentinischen Außenministeriums. Áñez selbst wird dann nicht kandidieren.
Sein Debüt vor der UNO gab am Mittwoch auch Alberto Fernández. Der argentinische Präsident plädierte in seiner Rede für die Wiederbelebung des Multilateralismus, der auf Solidarität gegründet sein müsse. Konkret forderte er gemeinsame Anstrengungen zur Entwicklung eines Corona-Impfstoffes und dessen gerechter Verteilung.
Fernández forderte den Iran auf, mit den argentinischen Behörden zur Aufklärung des AMIA-Attentats zusammenzuarbeiten. Die hiesige Justiz wähnt die Hintermänner des blutigen Anschlags auf das jüdische Gemeindezentrum in Buenos Aires vor 26 Jahren in dem islamischen Gottesstaat.
Nicht fehlen durften die Forderungen bezüglich der Malwinen. Fernández sagte, die argentinischen Ansprüche auf die seit 1833 britisch verwalteten Inseln seien „legitim und unverjährbar“. Er erinnerte an die UN-Resolution 2065 aus dem Jahr 1965. In dieser werden Großbritannien und Argentinien aufgefordert, Verhandlungen für eine friedliche Lösung des Konflikts aufzunehmen.
Die Beherrschung der Justiz
Von Juan E. Alemann
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Kontinent in Kürze
VENEZUELA
Neue US-Sanktionen
Washington/Caracas - Vor der umstrittenen Parlamentswahl in Venezuela haben die USA Sanktionen gegen fünf weitere venezolanische Politiker verhängt. „Diese Leute haben als Teil eines umfassenderen Plans zur Manipulation der Parlamentswahl vom 6. Dezember gehandelt“, teilte das US-Finanzministerium am Dienstag mit. Ihnen werde vorgeworfen, mit der Regierung des autoritären Präsidenten Nicolás Maduro zusammenzuarbeiten und die „Demokratie zu untergraben“. Ihre Vermögenswerte in den Vereinigten Staaten werden eingefroren und US-Bürger dürfen keine Geschäftsbeziehungen zu ihnen eingehen. Zu den Sanktionierten zählen Chefs und Generalsekretäre von Oppositionsparteien, die eigentlich regierungstreu sind und vom Maduro-nahen obersten Wahlgerichtshof in die Positionen berufen wurden. Die USA hatten bereits Anfang September Sanktionen gegen eine Reihe von regierungstreuen Funktionären verhängt.
PERU
Vizcarra bleibt
Lima - Der peruanische Präsident Martín Vizcarra hat das Amtsenthebungsverfahren im Kongress überstanden. Bei der Abstimmung am vergangenen Freitag votierten nur 32 Abgeordnete dafür, den Staatschef wegen „moralischer Unfähigkeit“ des Amtes zu entheben. 78 Parlamentarier stimmten dagegen und 15 enthielten sich. Für den Erfolg des Antrags auf Amtsenthebung wären 87 Stimmen nötig gewesen. In der vergangenen Woche hatte das Parlament das Amtsenthebungsverfahren gegen Vizcarra eingeleitet. Dem Staatschef wird vorgeworfen, Mitarbeiter in einer parlamentarischen Untersuchung zu aufeinander abgestimmten Aussagen gedrängt zu haben. Die politische Krise erschüttert Peru, während das Land mit der Corona-Pandemie zu kämpfen hat. Peru ist eines der am stärksten betroffenen Länder. Mit rund 750.000 Infektionen steht der Andenstaat weltweit an fünfter Stelle. Über 31.000 Patienten sind bereits im Zusammenhang mit der Krankheit Covid-19 gestorben. Der parteilose Vizcarra war 2018 an die Staatsspitze gerückt, nachdem sein Vorgänger Pedro Pablo Kuczynski wegen Korruptionsvorwürfen zurückgetreten war.
GUATEMALA
Präsident hat Corona
Guatemala-Stadt - Guatemalas Präsident Alejandro Giammattei ist positiv auf das Coronavirus getestet worden und an Covid-19 erkrankt. Der 64-jährige Staats- und Regierungschef stehe unter ärztlicher Beobachtung und werde sich isolieren, teilte die Regierung des mittelamerikanischen Landes am vergangenen Freitag mit. „Ich fühle mich, als sei ich von einem Zug überfahren worden“, erklärte der gelernte Arzt. Es handle sich aber um einen leichten Fall, er sei guter Dinge.
BOLIVIEN
Áñez kandidiert nicht
La Paz - Die bolivianische Übergangspräsidentin Jeanine Áñez hat ihre Kandidatur für die Präsidentenwahl am 18. Oktober zurückgenommen. „Es ist kein Opfer, es ist eine Ehre“, schrieb Áñez auf Twitter am Donnerstag vergangener Woche. Demnach wollte sie mit ihrer Entscheidung vermeiden, dass sich die Stimmen im konservativen Lager auf zu viele Kandidaten verteilen und so einen Sieg der linken MAS-Partei des ehemaligen Präsidenten Evo Morales verhindern. Wenige Stunden zuvor waren die Ergebnisse einer Umfrage bekannt geworden, die Áñez nur auf dem vierten Platz gesehen hatte. Dagegen hatte MAS-Kandidat Luis Arce in Umfragen zuletzt geführt.
KOLUMBIEN
Proteste gegen Polizeigewalt
Bogotá - Tausende Kolumbianer sind in verschiedenen Städten des Landes gegen Polizeigewalt, Massaker bewaffneter Gruppen und die Arbeitspolitik der Regierung auf die Straße gegangen. Rund 5600 Menschen folgten nach Angaben der kolumbianischen Polizei vom Montag dem Protestaufruf von Gewerkschaften, Studentenorganisationen und anderen zivilgesellschaftlichen Gruppen mit Karawanen, Märschen und Konzerten. Gewaltbereite Demonstranten griffen unter anderem eine Bank im Zentrum der Hauptstadt Bogotá an, die Polizei setzte Tränengas ein. Schon in der zweiten Septemberwoche hatte es tagelange Proteste und Zusammenstöße mit Sicherheitskräften gegeben. Der gewaltsame Tod eines Jurastudenten im Zuge einer Polizeikontrolle in Bogotá hatte diese Proteste ausgelöst. Medienberichten zufolge kamen bei den Unruhen 13 Menschen ums Leben, Hunderte wurden verletzt. Vor allem in Bogotá erinnerten manche Stadtteile an Kriegsgebiete. Bürgermeisterin Claudia López warf der Polizei vor, wahllos Waffengewalt einzusetzen. (dpa)
Quarantäne verlängert
Neue Phase bis 11. Oktober / Lockerungen in der Stadt
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Internationale Politik
Geburtstag ohne Trump
Vereinte Nationen feiern 75-jähriges Bestehen
Kleine Feier in New York: Fahnen vor dem Gebäude der UN-Vollversammlung. (Foto: dpa)
New York (dpa) - Mit einem Festakt haben die Vereinten Nationen am Montag ihr 75-jähriges Bestehen gefeiert - und das überraschend ohne Donald Trump. Eigentlich hätte sich der US-Präsident mit einer vorab aufgezeichneten Video-Botschaft als erster Vertreter der 193 Mitgliedsstaaten äußern sollen. Stattdessen redete nur die amerikanische Vize-Botschafterin bei den Vereinten Nationen, Cherith Norman Chalet. Die ansonsten hochrangigen Vertreter beteuerten die Bedeutung der UN, verlangten aber auch Reformen. Wegen der Corona-Krise fiel der Festakt am UN-Sitz in New York viel bescheidener aus als geplant.
Bundeskanzlerin Kanzlerin Angela Merkel (CDU) beschwor in ihrer Videobotschaft die Einigkeit und Reformbereitschaft der UN. „Die Vereinten Nationen können letztlich nur so gut sein, wie ihre Mitglieder sich einig werden“, sagte Merkel in der vorab aufgezeichneten Botschaft. „Zu oft ist der UN-Sicherheitsrat blockiert, wenn es auf klare Entscheidungen ankommt. Wir brauchen Reformen.“ Die UN müssten sich weiterentwickeln, um die globalen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts bewältigen zu können.
Zuvor hatte UN-Generalsekretär António Guterres zum Auftakt der Veranstaltung einen Appell für die internationale Zusammenarbeit gehalten. „Heute haben wir einen Überschuss an multilateralen Herausforderungen und ein Defizit an multilateralen Lösungen.“ Es brauche eine effektive Zusammenarbeit mit Visionen und Ehrgeiz, um Problemen wie Klimawandel, Ungleichheiten und Benachteiligung von Frauen zu begegnen und den Kampf gegen Hass und Armut zu führen. Auch Merkel betonte den Stellenwert internationaler Zusammenarbeit, die allzu oft unter den „Interessen einzelner Mitglieder“ leide.
Chinas Präsident Xi Jinping lobte in seinem Redebeitrag: „Diese Organisation hat eine Prüfung nach der anderen vorgelegt bekommen und ist daraus mit neuer Kraft und Lebhaftigkeit hervorgegangen.“ In einer gemeinsamen Erklärung bekannten sich alle Mitgliedstaaten zur Arbeit der UN. Wegen der Corona-Pandemie war im großen UN-Saal für jedes Mitgliedsland nur ein Vertreter zugelassen. Die Staats- und Regierungschefs schickten vorab aufgezeichnete Videobotschaften.
Eine weltweite Umfrage zum Jubiläum mit mehr als einer Million Teilnehmern zeigt nach Einschätzung der UN den großen Bedarf an grundlegender Versorgung. „Inmitten der aktuellen Covid-19-Krise besteht für die meisten Befragten die unmittelbare Priorität darin, den Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen zu verbessern - Gesundheitsversorgung, sauberes Wasser, sanitäre Einrichtungen und Bildung“, heißt es in der Erhebung. Auch der Wunsch nach größerer internationaler Solidarität und Hilfe für die von der Pandemie am stärksten Betroffenen spiele eine wichtige Rolle.
Die Vereinten Nationen wurden 1945 mit zunächst rund 50 Mitgliedern gegründet. Die Bundesrepublik Deutschland und die DDR traten 1973 bei. Am Dienstag beginnt die Generaldebatte der UN-Vollversammlung - normalerweise ein großes alljährliches Treffen mit viel Gelegenheit zu Diplomatie auch auf den Gängen. Wegen der Pandemie fallen die allermeisten Begegnungen dieses Mal aus.
Sexskandal im Parlament
Abgeordneter küsst Brust einer Frau während Sitzung
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Anlauf für neue Asylreform
EU-Kommission setzt auf rigorose Abschiebungen
Brüssel (dpa) - Mit neuen Vorschlägen für eine effiziente Abschiebung abgelehnter Asylbewerber will die EU-Kommission Bewegung in die seit Jahren blockierten Verhandlungen über eine Asylreform bringen. Der am Mittwoch in Brüssel präsentierte Vorschlag sieht vor, Länder wie Griechenland und Italien vor allem mit einer starken Unterstützung bei der Rückführung von Menschen ohne Bleiberecht zu entlasten. Zur Aufnahme von Migranten sollen Länder wie Ungarn und Polen demnach nur in absoluten Ausnahmefällen verpflichtet werden. Zugleich will die EU-Kommission, dass alle EU-Staaten in Krisen ihren Beitrag zur gemeinsamen Migrationspolitik leisten.
Ob der Plan eine Chance auf Umsetzung hat, ist völlig offen. Ähnliche Versuche waren in den vergangenen Jahren stets gescheitert. Die EU-Staaten streiten seit Jahren über die gemeinsame Asyl- und Migrationspolitik. Knackpunkt war stets die verpflichtende Verteilung Schutzsuchender auf alle EU-Staaten. Die gültigen Dublin-Regeln sehen vor, dass meist jener EU-Staat für einen Asylantrag zuständig ist, auf dessen Boden der Schutzsuchende zuerst europäischen Boden betreten hat.
Dies belastet vor allem Länder an den südlichen EU-Außengrenzen wie Griechenland oder Italien. Sie fordern schon lange mehr Unterstützung und eine verpflichtende Verteilung der Migranten auf die anderen Länder. Auf der anderen Seite lehnen Staaten wie Österreich, Ungarn, Tschechien und Polen eine verpflichtende Aufnahme kategorisch ab.
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen appellierte an die EU-Staaten, das Konzept als Basis für einen neuen Anlauf für eine Einigung zu nehmen. „Es ist an der Zeit, sich der Herausforderung zu stellen, Migration gemeinsam zu gestalten - mit der richtigen Balance von Solidarität und Verantwortung“, sagte sie. Es gehe auch darum, das Vertrauen der Bürger wiederherzustellen.
Das Konzept der EU-Kommission, über das die EU-Staaten und das Europaparlament noch verhandeln müssen, sieht ein dreistufiges Verfahren vor. In normalen Zeiten können die EU-Staaten einander freiwillig helfen. Gerät ein Land unter Druck, kann es jedoch einen sogenannten Mechanismus für verpflichtende Solidarität auslösen. Die EU-Kommission würde in diesem Fall prüfen, wie viele Menschen dem Land abgenommen werden müssen - jedes andere Land müsste Hilfe anbieten: Entweder nimmt es Migranten mit Aussicht auf einen Schutzstatus auf. Oder aber es hilft anderweitig, etwa durch Abschiebungen oder beim Migrationsmanagement.
Spitzt sich die Situation weiter zu, und es tritt eine Krise wie 2015 ein, greift ein Krisen-Mechanismus. Dann wird die Auswahl der Hilfsmöglichkeiten geringer: Entweder werden Migranten - auch solche ohne Aussicht auf einen Schutzstatus - aufgenommen oder die Abschiebung einer bestimmten Anzahl abgelehnter Asylbewerber wird übernommen. Diese Abschiebung muss innerhalb von acht Monaten erfolgen. Gelingt das nicht, muss das Land sie selbst aufnehmen.
Bevor ein Migrant ins Land kommt, soll der betroffene Staat nach Vorstellung der EU-Kommission künftig an der Grenze ein Vorüberprüfung vornehmen, die deutlich umfangreicher als bisherige Prüfungen ist: Der Migrant wird registriert, Fingerabdrücke werden genommen, Gesundheits- und Sicherheitschecks durchgeführt. Kommt der Asylbewerber aus einem Land mit geringerer Anerkennungsrate - Tunesien oder Marokko etwa - soll innerhalb von zwölf Wochen ein Grenzverfahren durchgeführt werden.
Dies soll sowohl Schmuggler als auch die Menschen selbst abschrecken, sich auf den Weg nach Europa zu machen. Gelingt das Verfahren nicht innerhalb von zwölf Wochen, müsste ein normales Asylverfahren durchgeführt werden. „Ich möchte, dass wir schnelle Entscheidungen und schnelle Rückführungen haben“, sagte EU-Innenkommissarin Ylva Johansson. Zugleich müsse das Recht auf Asyl verteidigt werden.
Die Rettung von in Seenot geratenen Migranten ist nach Ansicht der EU-Kommission eine Pflicht. Die EU-Kommission will nun, dass der „Mechanismus für verpflichtende Solidarität“ auch hier Anwendung findet. Entweder die EU-Länder nehmen Gerettete auf, oder sie helfen anderweitig - etwa bei der Abschiebung.
Im Blickfeld: Rechtsoffensive
Von Stefan Kuhn
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Weltnachrichten
BELARUS
Lukaschenko-Amtseinführung
Minsk - Der umstrittene Staatschef in Belarus, Alexander Lukaschenko, hat die EU-Kritik an seiner Amtseinführung scharf zurückgewiesen. Die EU hatte diese zuvor verurteilt. Es fehle wegen Wahlfälschungen an jeglicher demokratischer Legitimation, erklärte etwa der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell. Der 66-jährige Lukaschenko hatte sich am Mittwochmorgen ohne vorherige Ankündigung vereidigen lassen. In der ehemaligen Sowjetrepublik Belarus gibt es seit der Präsidentenwahl am 9. August Demonstrationen und Streiks gegen den autoritären Machthaber, der bereits 26 Jahren im Amt ist. Am Abend wurden bei Protesten mehr als 360 Menschen festgenommen. Lukaschenko hatte sich mit 80,1 Prozent der Stimmen zum Sieger hatte erklären lassen. Die Opposition sieht jedoch die Bürgerrechtlerin Swetlana Tichanowskaja als Gewinnerin der Wahl an.
THAILAND
Reformen gefordert
Bangkok - Mit einer Großdemonstration in Thailands Hauptstadt Bangkok haben vorwiegend junge Regierungskritiker ihre Forderungen nach politischen Reformen bekräftigt. Die von Studenten angeführte Massenkundgebung bildete den vorläufigen Höhepunkt der seit Monaten anhaltenden landesweiten Proteste. Trotz Regens versammelten sich am Samstag Tausende. Die Demonstranten forderten nicht nur eine Verfassungsänderung und Neuwahlen, sondern auch eine Reform der Monarchie. Kritik am Königshaus galt bis vor kurzem als Tabu in dem südostasiatischen Land. Zuletzt waren mehrmals politische Aktivisten festgenommen worden. Die meisten kamen aber auf Kaution wieder frei. Wer den König oder seinen Hof beleidigt, der riskiert bis zu 15 Jahren Haft. Der Regent ist derweil gar nicht im Land. Der 68-Jährige lebt seit Monaten in einem Luxushotel in Bayern.
ITALIEN
Regionalwahlen
Rom - Beim ersten großen Stimmungstest in der Corona-Phase verbucht Italiens Regierung den Machterhalt der Linken bei den Regionalwahlen in der Toskana als wichtiges Signal. Die rechte Opposition um Ex-Innenminister Matteo Salvini verfehlt nach Hochrechnungen von Montagabend ihr Ziel des Wechsels in der Bastion der Sozialdemokraten (PD) in Florenz. In drei anderen Regionen dagegen siegten Mitte-Rechts-Kandidaten. Einen ungewöhnlich hohen Triumph feierte Salvinis Lega dabei im Veneto. Gewählt wurde in 7 von 20 Regionen. Außerdem stimmten die Wähler im ganzen Land bei einem Referendum für eine durch die Regierung von Giuseppe Conte vorangetriebene Verkleinerung des Parlaments in Rom.
ISRAEL
Corona-Milliarden
Tel Aviv - Zur Abmilderung der Folgen der Corona-Krise hat die israelische Regierung weitere milliardenschwere Hilfen für Unternehmen und Angestellte beschlossen. Das Kabinett billigte in der Nacht auf Dienstag Ausgaben von geschätzt 10,5 Milliarden Schekel (umgerechnet rund 2,6 Milliarden Euro). Dazu zählt eine Einmalzahlung an Firmen für die Weiterbeschäftigung von Angestellten im September und Oktober. Ende vergangener Woche hatte in dem Land ein mindestens dreiwöchiger Lockdown begonnen. Die Zahl der täglichen Neuinfektionen hatte zuvor Rekordwerte erreicht.
IRAN
USA forcieren Sanktionen
Washington - Trotz weitgehender internationaler Isolation treibt die US-Regierung die heftig umstrittene Wiedereinsetzung der UN-Sanktionen gegen den Iran voran. US-Außenminister Mike Pompeo forderte Deutschland, Großbritannien und Frankreich am Montag in Washington zur Umsetzung der Strafmaßnahmen auf. Dort kündigte er auch neue Sanktionen gegen den Iran und seine Unterstützer an. In einem umstrittenen Alleingang und gegen den Widerstand der Europäer hatte die US-Regierung am Wochenende erklärt, dass alle UN-Sanktionen gegen den Iran wieder gültig sind. Sie waren nach dem Abschluss des internationalen Atomabkommens von 2015 ausgesetzt worden. Aus diesem Pakt waren die USA unter Trump im Mai 2018 allerdings ausgetreten - die überwiegende Mehrheit des zuständigen UN-Sicherheitsrates samt Deutschland und den übrigen Vetomächten sieht die USA deshalb nicht in der Lage, die Wiedereinsetzung der Sanktionen zu erzwingen.
TAIWAN
Warnung an China
Taipeh - Angesichts zunehmender Spannungen hat Taiwans Präsidentin Tsai Ing-wen die Führung in Peking vor weiteren Luftmanövern gewarnt. Beim Besuch eines Militärstützpunkts auf den Penghu-Inseln sagte Tsai am Dienstag, ihre Nation werde es anderen Staaten nicht gestatten, im taiwanesischen Luftraum mit Militärmanövern „anzugeben“. Sie habe Vertrauen in die Entschlossenheit der Luftwaffe, den heimischen Luftraum zu schützen. Damit zielte die Präsidentin auf Übungen der chinesischen Volksbefreiungsarmee ab, die sich zuletzt rund um Taiwan gehäuft hatten. Allein seit Donnerstag drangen Kampfjets und Bomber Chinas vier Mal in die Luftverteidigungszone Taiwans ein. Peking betrachtet die Inselrepublik als Teil der Volksrepublik. (dpa)
Geldscheine aus Brasilien
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Geschäftsnachrichten
Delivery Heroe übernimmt Glovo
Die deutsche Firma Delivery Heroe, hat das lokale Geschäft der spanischen Glovo übernommen, und will es mit ihrer lokalen Tochterfirma Pedidos ya fusionieren. Beide Firmen widmen sich der Verteilung von Mahlzeiten u.a. Produkten. Glovo verfügt über ein Netz ca. 3.000 Fahrradboten. Delivery Heroe soll E 230 Mio. für das ganze Geschäft von Glovo in Lateinamerika gezahlt haben.
Walmart
Die lokale Supermarktkette der in den USA auf diesem Gebiet führenden Firma bietet jetzt ihren 144 kleinen und mittleren Lieferanten (Pymes) einen Kredit zu vorteilhaften Bedingungen, zunächst für insgesamt $ 400 Mio. Auf diese Weise sollen diese Lieferanten von einer finanziellen Entspannung profitieren und nicht auf teure Kredite von Banken oder anderen Finanzanstalten angewiesen sein.
DIA
Die lokale Supermarktkette dieses spanischen Unternehmens hat während der Quarantäne ihr digitales Geschäft verfünffacht. Dia hat zwei “Dark stores” (Lagerhäuser für Waren, die direkt an Kunden geliefert werden) geöffnet, ihre Allianz mit Pedidos ya ausgebaut und die APP Club-Dia aufgenommen. Dia verfügt in Argentinien über 919 Lokale, von denen viele von Dritten unter Dia-Lizenz betrieben werden. Die Entscheidung, beim Onlineverkauf vorzudringen, hatte das spanische Mutterhaus schon vorher getroffen.
Lesaffre
Die argentinische Filiale dieser französischen Firma, mit Fabrik im Vorort Virrey del Pino, investiert $ 17,6 Mio., um die Verpackung von trockener Hefe auf den letzten technologischen Stand zu bringen. Das Unternehmen hat ein Programm in Gang gesetzt, um die Fabrikation von trockener sofort wirkender Hefe um 60% zu erhöhen. Die Firma versorgt den lokalen Markt und exportiert auch nach Chile und Brasilien.
Ratlosigkeit und unser konkreter Vorschlag
Von Juan E. Alemann
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Von Soldaten und Geflüchteten
50. Todestag des Schriftstellers Erich Maria Remarque
Der deutsche Autor verstarb am 25. September 1970. (Foto: dpa)
Osnabrück (dpa) - Er beschrieb das Schicksal von Soldaten, die in Todesangst den Krieg erleben. Er schilderte, wie Menschen unter den Bedingungen einer Diktatur leben müssen, und er zeigte, wie es ist, aus der Heimat zu flüchten und sich woanders ein neues Leben aufbauen zu müssen. Die Themen im Werk von Erich Maria Remarque sind heute so aktuell wie vor vielen Jahrzehnten. Der in Osnabrück geborene Schriftsteller starb vor 50 Jahren, am 25. September 1970, in einer Klinik im schweizerischen Locarno.
Auch fünf Jahrzehnte nach seinem Tod ist Remarqes Werk ungemein populär, und das weltweit, sagt der Leiter des Osnabrücker Erich-Maria-Remarque-Friedenszentrums, Thomas Schneider. „Die Beschäftigung mit Remarque hat sich in den vergangenen 20 Jahren international stark intensiviert.“ In Deutschland ist der am 22. Juni 1898 geborene Autor wohl vor allem für seinen Antikriegs-Roman „Im Westen nichts Neues“ bekannt. Das Buch schildert die Kriegserlebnisse einer verlorenen Generation junger Männer, die mit großem Enthusiasmus im Sommer 1914 in den Ersten Weltkrieg zieht, aber im Stellungskrieg auf den Feldern von Flandern und Nordfrankreich traumatisiert wird. Das ein Jahrzehnt nach Kriegsende veröffentlichte Werk wird sofort weltweit ein großer Erfolg. 1930 verfilmt Hollywood den Roman.
In verschiedenen Ländern seien dabei ganz unterschiedliche Romane Remarques populär. In Russland etwa sei der Roman „Drei Kameraden“ am bekanntesten, in Korea wiederum der Roman „Arc de Triomphe“, über einen emigrierten Arzt, der in Paris den Vorabend des Zweiten Weltkrieges erlebt. Überspitzt könne man sagen, dass jedes Land seinen eigenen Remarque habe, sagt Schneider.
Als Mensch sei Remarque zutiefst human und hilfsbereit gewesen. Als erfolgreicher und auch wohlhabender Schriftsteller habe er vielen Menschen geholfen, ob bei der Flucht aus Nazi-Deutschland, oder auch mit finanziellen Spenden an notleidende Schriftsteller, sagt Schneider.
Licht und Schatten des argentinischen Gesundheitssystems
Von Juan E. Alemann
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